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Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2025

Wir laden hiermit die Aktionarinnen und Aktiondare* unserer Gesellschaft
zu der am Mittwoch, 11. Juni 2025, 10:00 Uhr (MESZ), in den Geschéftsraumen der
hGears AG, Brambach 39, D-78713 Schramberg stattfindenden

ordentlichen Hauptversammiung

ein.

*Aus Griinden der Sprachvereinfachung und der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden die maskuline gramma-
tikalische Form verwendet. Sie schlieBt alle Geschlechter mit ein.



Tagesordnung

VORLAGE DES FESTGESTELLTEN JAHRESABSCHLUSSES DER HGEARS AG UND DES
GEBILLIGTEN KONZERNABSCHLUSSES, DES LAGEBERICHTS DER HGEARS AG UND
DES HGEARS KONZERNS, DES ERLAUTERNDEN BERICHTS DES VORSTANDS ZU DEN
ANGABEN NACH §§ 289A, 315A HGB SOWIE DES BERICHTS DES AUFSICHTSRATS
FUR DAS GESCHAFTSJAHR 2024

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernab-
schluss nach § 172 AktG gebilligt; der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Die Hauptver-
sammlung hat zu diesem Tagesordnungspunkt 1 daher keinen Beschluss zu fassen.

Der nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches aufgestellte Jahresabschluss der
hGears AG zum 31. Dezember 2024 weist einen Bilanzverlust aus. Daher enthalt die Tages-
ordnung der diesjahrigen ordentlichen Hauptversammlung keinen Gegenstand, der eine Be-
schlussfassung der Hauptversammlung Uber die Verwendung des Bilanzgewinns vorsieht.

BESCHLUSSFASSUNG UBER DIE ENTLASTUNG DER MITGLIEDER DES VORSTANDS
FUR DAS GESCHAFTSJAHR 2024

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschaftsjahr 2024 amtierenden Mitglie-
dern des Vorstands fir dieses Geschaftsjahr Entlastung zu erteilen.

BESCHLUSSFASSUNG UBER DIE ENTLASTUNG DER MITGLIEDER DES AUFSICHTS-
RATS FUR DAS GESCHAFTSJAHR 2024

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschaftsjahr 2024 amtierenden Mitglie-
dern des Aufsichtsrats fiir dieses Geschaftsjahr Entlastung zu erteilen.

BESCHLUSSFASSUNG UBER DIE WAHL DES ABSCHLUSSPRUFERS UND DES KON-
ZERNABSCHLUSSPRUFERS FUR DAS GESCHAFTSJAHR 2025

Der Aufsichtsrat schlagt auf die Empfehlung seines Prifungsausschusses vor, die

BDO AG
Wirtschaftsprifungsgesellschaft,
Hamburg

zum Abschlussprifer und Konzernabschlussprifer flir das Geschaftsjahr 2025 zu wahlen.

Der Prifungsausschuss hat erklart, dass seine Empfehlung frei von ungebulhrlicher Einfluss-
nahme durch Dritte gemaB Art. 16 Abs. 2 Unterabsatz 3 der EU-Verordnung 537/2014 ist
und ihm keine Klausel der in Art. 16 Abs. 6 der EU-Verordnung 537/2014 genannten Art
auferlegt wurde.

BESCHLUSSFASSUNG UBER DIE WAHL DES PRUFERS DES NACHHALTIGKEITSBE-
RICHTS FUR DAS GESCHAFTSJAHR 2025

Die Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europaischen Parlaments und des Rats vom 14. Dezem-
ber 2022 zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG,
2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unter-
nehmen bedarf eines deutschen Umsetzungsgesetzes (CSRD-Umsetzungsgesetz). Zum
Zeitpunkt der Verabschiedung der Beschlussvorschldge der Verwaltung an die Hauptver-
sammlung war ein CSRD-Umsetzungsgesetz noch nicht verabschiedet; es lag lediglich ein
Gesetzesentwurf (Regierungsentwurf vom 23. Juli 2024) vor. Die Wahl des Priifers der
Nachhaltigkeitsberichterstattung erfolgt daher vorsorglich fir den Fall, dass der deutsche
Gesetzgeber in einem CSRD-Umsetzungsgesetz eine Wahl dieses Prifers durch die Haupt-
versammlung verlangt.



Der Aufsichtsrat schlagt auf Empfehlung seines Priifungsausschusses vor, die

BDO AG
Wirtschaftsprifungsgesellschaft,
Hamburg

zum Prifer des Nachhaltigkeitsberichts der Gesellschaft und des Konzerns fir das Ge-
schaftsjahr 2025 zu wahlen.

Der Prifungsausschuss hat erklart, dass seine Empfehlung frei von ungebuhrlicher Einfluss-
nahme durch Dritte gemaB Art. 16 Abs. 2 Unterabsatz 3 der EU-Verordnung 537/2014 ist
und ihm keine Klausel der in Art. 16 Abs. 6 der EU-Verordnung 537/2014 genannten Art
auferlegt wurde.

BESCHLUSSFASSUNG UBER DIE BILLIGUNG DES VERGUTUNGSBERICHTS

GemaB § 162 AktG haben Vorstand und Aufsichtsrat einen Verglitungsbericht zu erstellen
und der Hauptversammlung gemaB § 120a Abs. 4 AktG zur Billigung vorzulegen.

Der Vergutungsbericht wurde gemaB § 162 Abs. 3 AktG durch den Abschlusspriifer darauf-
hin gepruft, ob die gesetzlich geforderten Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht
wurden. Der Vermerk Uber die Prifung des Vergltungsberichts ist dem Vergitungsbericht
beigefligt.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und gepriften Ver-
gltungsbericht fir das Geschaftsjahr 2024 zu billigen.

Der nach § 162 AktG erstellte und geprifte VerglUtungsbericht fir das Geschaftsjahr 2024
ist gemaB § 124a Satz 1 Nr. 4 AktG Uber die Internetseite der Gesellschaft unter:

https://ir.hgears.com/de/hauptversammliung/

zuganglich. Ferner wird der Vergltungsbericht dort auch wahrend der Hauptversammlung
zuganglich sein.

BESCHLUSSFASSUNG UBER DIE NEUFASSUNG VON ZIFFER 15.6 DER SATZUNG
(ERMACHTIGUNG ZUR ABHALTUNG VON VIRTUELLEN HAUPTVERSAMMLUNGEN)

Nach § 118a Abs. 1 Satz 1 Aktiengesetz kann die Satzung vorsehen, den Vorstand fiir einen
Zeitraum von langstens funf Jahren nach Eintragung der Satzungsdanderung dazu zu er-
machtigen, dass die Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung, das heit ohne
physische Prdsenz der Aktionare oder ihrer Bevollmachtigten am Ort der Hauptversamm-
lung, abgehalten wird.

Die aktuelle Ermdchtigung zur Abhaltung von virtuellen Hauptversammlungen gem. Ziffer
15 Abs. 15.6 der Satzung hat eine Laufzeit bis zum 10. Juni 2026.

Dem Vorstand soll daher durch Satzungsregelung eine neue Ermachtigung erteilt werden.
Die Ermachtigung soll zeitlich fiir Hauptversammlungen, die bis zum 31. August 2027 statt-
finden, beschrankt sein. Dieses Datum entspricht dem letztméglichen Termin der ordentli-
chen Hauptversammlung der Gesellschaft im Jahr 2027, so dass unter dieser Ermachtigung
bis zu zwei ordentliche Hauptversammlungen als virtuelle Hauptversammlungen stattfinden
kénnen. Die gesetzlich zulassige Hochstfrist von finf Jahren wird nicht ausgeschoépft.

Wadhrend der Laufzeit der Ermachtigung wird der Vorstand fiir jede Hauptversammlung neu
entscheiden, ob und unter welchen Voraussetzungen diese gegebenenfalls als virtuelle
Hauptversammlung einberufen werden soll. Er wird hierbei die jeweils maBgeblichen kon-
kreten Umstande des Einzelfalls in Betracht ziehen und seine Entscheidung nach pflichtge-
maBem Ermessen zum Wohle der Gesellschaft und der Aktiondre treffen. Im Fall der


https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/

virtuellen Hauptversammlung soll den Aufsichtsratsmitgliedern gestattet werden, im Wege
der Bild- und TonlUbertragung an der Hauptversammlung teilzunehmen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, den folgenden Beschluss zu fassen:
Ziffer 15 Abs. 15.6 der Satzung wird wie folgt neugefasst:

"15.6 Der Vorstand ist ermachtigt, fiir bis zum Ablauf des 31. August 2027 stattfindenden
Hauptversammlungen vorzusehen, dass die Versammlung ohne physische Prasenz der Ak-
tiondre oder ihrer Bevollmachtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtu-
elle Hauptversammlung). Mitgliedern des Aufsichtsrats ist im Falle der virtuellen Hauptver-
sammlung die Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonubertragung
gestattet."

BESCHLUSSFASSUNG UBER DIE AUFHEBUNG DES BESTEHENDEN GENEHMIGTEN
KAPITALS 2021 UND SCHAFFUNG EINES NEUEN GENEHMIGTEN KAPITALS MIT
DER MOGLICHKEIT ZUM AUSSCHLUSS DES BEZUGSRECHTS DER AKTIONARE SO-
WIE UBER DIE ENTSPRECHENDE ANDERUNG VON ZIFFER 4 DER SATZUNG

Die Ermachtigung des Vorstands, das Grundkapital nach MaBgabe von Ziffer 4 Abs. 4.2 der
Satzung zu erhéhen (Genehmigtes Kapital 2021), wird am 31. Marz 2026 auslaufen.

Um der hGears AG auch kinftig die notwendige Flexibilitat bei ihrer Finanzierung zu geben,
soll ein neues Genehmigtes Kapital 2025 mit einer Laufzeit bis zum 10. Juni 2030 und der
Moglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss geschaffen werden (Genehmigtes Kapital 2025).
Das bestehende Genehmigte Kapital 2021 soll mit Wirksamwerden des neuen Genehmigten
Kapitals 2025 aufgehoben werden und die Satzung soll entsprechend angepasst werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:

1. Die in Ziffer 4 Abs. 4.2 der Satzung enthaltene Ermachtigung des Vorstands, bis
zum 31. Marz 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der
Gesellschaft einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 4.00.000,00 durch
Ausgabe von bis zu insgesamt 4.000.000 neuen, auf den Inhaber lautenden
Stlckaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhéhen (Genehmigtes Kapital
2021), wird nach naherer MaBgabe der nachfolgenden Ziffer 4 mit Wirkung auf den
dort bestimmten Zeitpunkt der Handelsregistereintragung aufgehoben.

2. Der Vorstand wird ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital
der Gesellschaft bis zum 10. Juni 2030 einmalig oder mehrmalig um bis zu
insgesamt EUR 5.200.000,00 durch Ausgabe von bis zu insgesamt 5.200.000
neuen, auf den Inhaber lautenden Stlickaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen
zu erhoéhen (Genehmigtes Kapital 2025). Der Vorstand wird ermachtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die
Bedingungen der Aktienausgabe und der Durchfihrung der Kapitalerh6hungen
festzulegen. Den Aktionaren steht das gesetzliche Bezugsrecht zu. Die neuen
Aktien kénnen auch von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten
Kreditinstituten oder Unternehmen i.S.v. § 186 Absatz 5 Satz 1 AktG mit der
Verpflichtung Gbernommen werden, sie den Aktiondaren zum Bezug anzubieten
(mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermachtigt, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktiondre in folgenden Fallen
auszuschlieBen:

- flr Spitzenbetrage;
- bei Kapitalerh6hungen gegen Bareinlagen gemaB § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG,

wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Bdrsenpreis der bereits no-
tierten Aktien gleicher Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet und die in



Ausnutzung dieser Ermachtigung zum Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen
Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht Gberschreiten, und zwar we-
der im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Austibung die-
ser Erméachtigung. Auf diese 10 %-Grenze sind Aktien der Gesellschaft anzu-
rechnen, die wahrend der Laufzeit dieser Ermachtigung aufgrund einer an-
derweitigen Ermachtigung gemaB oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder verdauBert werden.
Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Be-
dienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten
bzw. zur Erflllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder
Optionsschuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. noch ausgegeben
werden kdnnen, sofern die Schuldverschreibungen in entsprechender Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegeben wurden;

- bei Kapitalerhbhungen gegen Sacheinlagen zur Gewahrung von neuen Aktien
insbesondere - aber ohne Beschrankung hierauf - zum Zweck des unmittel-
baren oder mittelbaren Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Be-
teiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermégensgegenstanden so-
wie Darlehens- und sonstigen Verbindlichkeiten;

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Glaubigern von Schuldver-
schreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die von
der Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgege-
ben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewahren,
wie es ihnen nach Auslibung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach
Erfallung der Options- oder Wandlungspflichten zustande.

Der Aufsichtsrat wird erméachtigt, die Fassung der Satzung nach vollstandiger oder
teilweiser Durchflihrung der Kapitalerhéhung aus dem Genehmigtem Kapital 2025
entsprechend dem Umfang der Kapitalerh6hung aus dem Genehmigtem Kapital 2025
oder nach Ablauf der Erméachtigungsfrist anzupassen.

Ziffer 4 Abs. 4.2 der Satzung erhalten mit Eintragung der Aufhebung des bisherigen
Abs. 4.2 der Satzung im Handelsregister die folgende Fassung:

"4.2 Der Vorstand ist ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundka-
pital der Gesellschaft bis zum 10. Juni 2030 einmalig oder mehrmalig um bis zu
insgesamt EUR 5.200.000,00 durch Ausgabe von bis zu insgesamt 5.200.000 neuen,
auf den Inhaber lautenden Stiickaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erho-
hen (Genehmigtes Kapital 2025). Der Vorstand ist ermachtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktien-
ausgabe und der Durchflihrung der Kapitalerhéhungen festzulegen. Den Aktiondren
steht das gesetzliche Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien kénnen auch von einem oder
mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen i.S.v.
§ 186 Absatz 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung ibernommen werden, sie den
Aktiondren zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist je-
doch ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der
Aktionare in folgenden Fallen auszuschlieBen:

(a) flr Spitzenbetrage;

(b) bei Kapitalerhéhungen gegen Bareinlagen gemaB § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG,
wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Bdérsenpreis der bereits
notierten Aktien gleicher Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet und die
in  Ausnutzung dieser Ermachtigung zum Bezugsrechtsausschluss
ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht tGberschreiten,
und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der



Ausiibung dieser Ermachtigung. Auf diese 10 %-Grenze sind Aktien der
Gesellschaft anzurechnen, die wahrend der Laufzeit dieser Ermachtigung
aufgrund einer anderweitigen Ermachtigung gemaB oder entsprechend § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder
verauBert werden. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien
anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs-
oder Optionsrechten bzw. zur Erfillung von Wandlungs- oder Optionspflichten
aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ausgegeben werden bzw.
noch ausgegeben werden kdnnen, sofern die Schuldverschreibungen in
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss
des Bezugsrechts ausgegeben wurden;

() bei Kapitalerhéhungen gegen Sacheinlagen zur Gewahrung von neuen Aktien
insbesondere - aber ohne Beschréankung hierauf - zum Zweck des
unmittelbaren oder mittelbaren Erwerbs von Unternehmen,
Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen
Vermodgensgegenstdnden sowie Darlehens- und sonstigen Verbindlichkeiten;

(d) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Glaubigern von
Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw.
-pflichten, die von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten
Konzernunternehmen ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien
in dem Umfang zu gewahren, wie es ihnen nach Ausiibung der Options- oder
Wandlungsrechte bzw. nach Erflillung der Options- oder Wandlungspflichten
zustande.

Der Aufsichtsrat ist ermachtigt, die Fassung der Satzung nach vollstandiger oder
teilweiser Durchfiihrung der Kapitalerhéhung aus dem Genehmigtem Kapital 2025
entsprechend dem Umfang der Kapitalerhéhung aus dem Genehmigtem Kapital
2025 oder nach Ablauf der Ermachtigungsfrist anzupassen.”

4. Der Vorstand wird angewiesen, die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2021 nur
zusammen mit der beschlossenen Schaffung des neuen Genehmigten Kapitals 2025
mit der entsprechenden Satzungsanderung gemaB vorstehender Ziffer 3 zur
Eintragung in das Handelsregister anzumelden mit der MaBgabe, dass die Aufhebung
des bestehenden Genehmigten Kapitals 2021 nur in das Handelsregister eingetragen
werden soll, wenn sichergestellt ist, dass zeitgleich oder im unmittelbaren Anschluss
daran das neue Genehmigte Kapital 2025 in das Handelsregister eingetragen wird.

Bericht des Vorstands gemiaB3 § 203 Absatz 1, Absatz 2 AktG i.Vv.m. § 186 Absatz 4
Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 8 (Beschlussfassung iiber die Aufhebung des beste-
henden Genehmigten Kapitals 2021 und Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals mit
der Moglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondre sowie iiber die entspre-
chende Anderung von Ziffer 4 der Satzung):

Zu Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung am 11. Juni 2025 schlagen Vorstand und Auf-
sichtsrat vor, das in Hohe von EUR 4.000.000,00 bestehende Genehmigte Kapital 2021 aufzuheben
und ein neues genehmigtes Kapital mit der Méglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts der Akti-
ondre (Genehmigtes Kapital 2025) zu beschlieBen.

Das vorgeschlagene Genehmigte Kapital 2025 soll den Vorstand ermachtigen, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 10. Juni 2030 um bis zu insge-
samt EUR 5.200.000,00 einmalig oder mehrmals durch Ausgabe von bis zu insgesamt 5.200.000
neuen, auf den Inhaber lautenden Stlickaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhéhen. Das
Volumen des neuen Genehmigten Kapitals 2025 betragt damit 50 % des derzeitigen Grundkapitals
der Gesellschaft. Damit stlinde dem Vorstand ein genehmigtes Kapital in Hohe des gesetzlich zulas-
sigen Hochstvolumens von 50 % des derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft zur Verfligung.



Das Genehmigte Kapital 2025 soll der Gesellschaft ermdglichen, auch weiterhin kurzfristig das fir
die Fortentwicklung des Unternehmens erforderliche Kapital an den Kapitalmarkten durch die Aus-
gabe neuer Aktien aufzunehmen und schnell und flexibel ein ginstiges Marktumfeld zur Deckung
eines klnftigen Finanzierungsbedarfes zu nutzen. Da Entscheidungen tber die Deckung eines kinf-
tigen Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft
hierbei nicht vom Rhythmus der jahrlichen Hauptversammlungen oder von der Einberufungsfrist
einer auBerordentlichen Hauptversammlung abhangig ist. Diesen Umstanden hat der Gesetzgeber
mit dem Instrument des "genehmigten Kapitals" Rechnung getragen.

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 zur Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen steht
den Aktiondren grundsatzlich ein Bezugsrecht zu (§ 203 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 186
Abs. 1 AktG). Die Ausgabe von Aktien unter Einrdumung eines mittelbaren Bezugsrechts im Sinne
des § 186 Abs. 5 AktG ist dabei bereits nach dem Gesetz nicht als Bezugsrechtsausschluss anzuse-
hen, da den Aktionaren letztlich die gleichen Bezugsrechte gewahrt werden wie bei einem direkten
Bezug. Aus abwicklungstechnischen Griinden werden lediglich ein oder mehrere Kreditinstitut(e)
oder ein oder mehrere nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tatige
Unternehmen an der Abwicklung beteiligt.

Der Vorstand soll jedoch ermachtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmten Fallen
das Bezugsrecht ausschlieBen zu kénnen:

1. Der Vorstand soll ermachtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbetrage
vom Bezugsrecht der Aktionare auszuschlieBen. Dies ist erforderlich, um ein technisch
durchfihrbares Bezugsverhdltnis darstellen zu kénnen und damit die Abwicklung des
Bezugsrechts der Aktionare zu erleichtern. Die als freien Spitzen vom Bezugsrecht der
Aktiondre ausgeschlossenen Aktien werden bestmdglich verwertet. Der mdgliche
Verwasserungseffekt ist aufgrund der Beschrankung auf Spitzenbetrage gering. Vorstand
und Aufsichtsrat halten den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Griinden fiir sachlich
gerechtfertigt und gegentiber den Aktiondren fiir angemessen.

2. Weiterhin soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats gemaB § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG das Bezugsrecht bei Barkapitalerhéhungen ausschlieBen kénnen, wenn der
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Bdrsenpreis der bereits notierten Aktien gleicher
Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet und die in Ausnutzung dieser Ermachtigung zum
Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht
Uberschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der
Ausibung der Ermachtigung. Diese gesetzlich vorgesehene Mdglichkeit des
Bezugsrechtsausschlusses (so genannter vereinfachter Bezugsrechtsausschluss) versetzt
die Verwaltung in die Lage, gunstige Marktverhaltnisse schnell und flexibel auszunutzen,
um bestehenden Kapitalbedarf zu decken und dabei durch eine marktnahe Preisfestsetzung
einen moglichst hohen Mittelzufluss und damit eine groBtmdgliche Starkung der Eigenmittel
der Gesellschaft zu erreichen. Die bei Einrdumung eines Bezugsrechts erforderliche
zweiwobchige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) lasst eine vergleichbar kurzfristige
Reaktion auf aktuelle Marktverhéltnisse demgegentber nicht zu. Ferner kann wegen der
Volatilitat der Kapitalmarkte ein marktnaher Ausgabepreis in der Regel nur festgesetzt
werden, wenn die Gesellschaft hieran nicht Gber einen langeren Zeitraum gebunden ist. Bei
Einrdumung eines Bezugsrechts muss der endglltige Bezugspreis indes spatestens drei
Tage vor Ablauf der Bezugsfrist bekannt gegeben werden (§ 186 Abs. 2 Satz 2 AktG). Es
besteht hier daher ein hdheres Marktrisiko - insbesondere das Uber mehrere Tage
bestehende Kursanderungsrisiko - als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Fir eine
erfolgreiche Platzierung ist daher regelmaBig ein entsprechender Sicherheitsabschlag auf
den aktuellen Borsenkurs erforderlich; dies fihrt in der Regel zu nicht marktnahen
Konditionen und damit einem geringeren Mittelzufluss fiir die Gesellschaft als bei einer unter
Ausschluss des Bezugsrechts durchgefiihrten Kapitalerhéhung. Auch ist bei Gewahrung
eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit hinsichtlich der Ausibung der Bezugsrechte
durch die Bezugsberechtigten eine vollstéandige Platzierung nicht ohne Weiteres
gewadhrleistet und eine anschlieBende Platzierung bei Dritten in der Regel mit zusatzlichen



Aufwendungen verbunden. Die vorgeschlagene Ermachtigung zum Bezugsrechtsausschluss
liegt aus den genannten Griinden im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktiondre. Sie
stellt zugleich sicher, dass von ihr nur Gebrauch gemacht wird, wenn der anteilige Betrag
am Grundkapital der Aktien, die aufgrund dieser Ermachtigung ausgegeben werden,
insgesamt 10 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt der Erteilung noch im Zeitpunkt der
Ausnutzung der Ermachtigung Uberschreitet. Auf diese Begrenzung sind Aktien der
Gesellschaft anzurechnen, die wahrend der Laufzeit dieser Ermachtigung aufgrund einer
anderweitigen Ermachtigung gemaB oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder verauBert werden. Ferner sind Aktien der
Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs-
oder Optionsrechten bzw. zur Erflllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel-
oder Optionsschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) ausgegeben
werden bzw. noch ausgegeben werden kénnen, soweit die Schuldverschreibungen wahrend
der Laufzeit dieser Erméachtigung aufgrund einer anderweitigen Ermachtigung in
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des
Bezugsrechts ausgegeben wurden. Diese Anrechnung dient dem Interesse der Aktionadre an
einer moglichst geringen Verwdsserung ihrer Beteiligung. Da der Ausgabebetrag der neuen
Aktien den Borsenkurs der Aktie nicht wesentlich unterschreiten darf und die Ermachtigung
zu dieser Form des Bezugsrechtsauschlusses nur ein beschranktes Volumen hat, sind die
Interessen der Aktiondare angemessen gewahrt. Sie haben so grundsatzlich die Moglichkeit,
ihre relative Beteiligung Uber einen Zukauf Uber die Bbérse zu vergleichbaren Bedingungen
aufrecht zu erhalten. Ferner wird durch die Ausgabe der neuen Aktien nahe am Bdrsenkurs
der betreffenden Gattung eine nennenswerte wirtschaftliche Verwdsserung des Werts der
bestehenden Aktien vermieden. Der Vorstand wird den Abschlag gegeniber dem
Bdrsenkurs unter Berlicksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt so gering wie
maoglich halten.

Bei Kapitalerhéhungen gegen Sacheinlagen soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden
kénnen, insbesondere um die neuen Aktien der Gesellschaft zum Zweck des unmittelbaren
oder mittelbaren Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an
Unternehmen oder von sonstigen Vermdgensgegenstanden sowie Darlehens- und sonstigen
Verbindlichkeiten, anbieten zu kdnnen.

Die Praxis zeigt, dass die Anteilseigner attraktiver Akquisitionsobjekte zum Teil ein starkes
Interesse haben - z. B. zur Wahrung eines gewissen Einflusses auf den Gegenstand der
Sacheinlage - Stickaktien der Gesellschaft als Gegenleistung zu erwerben. Flr die Méglich-
keit, die Gegenleistung nicht ausschlieBlich in Barleistungen, sondern auch in Aktien oder
nur in Aktien zu erbringen, spricht unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzstruktur
zudem, dass in dem Umfang, in dem neue Aktien als Akquisitionswahrung verwendet wer-
den kdénnen, die Liquiditat der Gesellschaft geschont, eine Fremdkapitalaufnahme vermie-
den wird und der bzw. die Verkaufer an zukinftigen Kurschancen beteiligt werden. Das
fuhrt zu einer Verbesserung der Wettbewerbsposition der Gesellschaft bei Akquisitionen.
Die Moglichkeit, Aktien der Gesellschaft als Akquisitionswahrung einzusetzen, gibt der Ge-
sellschaft damit den notwendigen Handlungsspielraum, solche Akquisitionsgelegenheiten
schnell und flexibel zu ergreifen und versetzt sie in die Lage, selbst gréBere Einheiten gegen
Uberlassung von Aktien zu erwerben. Auch bei Wirtschaftsgiitern sollte es méglich sein, sie
unter Umstanden gegen Aktien zu erwerben. Fir beides muss das Bezugsrecht der Aktio-
nare ausgeschlossen werden kdnnen. Weil solche Akquisitionen haufig kurzfristig erfolgen
missen, ist es wichtig, dass sie in der Regel nicht von der nur einmal jahrlich stattfindenden
Hauptversammlung beschlossen werden. Es bedarf eines genehmigten Kapitals, auf das der
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats schnell zugreifen kann.

Das Bezugsrecht soll auBerdem ausgeschlossen werden kénnen, um Darlehens- oder an-
dere Verbindlichkeiten als Sacheinlagen in die Gesellschaft einzubringen. Bilanziell handelt
es sich um die Umwandlung von Fremd- in Eigenkapital und damit um eine Verbesserung
der Eigenkapitalbasis. Die damit verbundene Verbesserung der Finanzstruktur der Gesell-
schaft kann im Interesse der Gesellschaft liegen.



4. Das Bezugsrecht soll auch ausgeschlossen werden kénnen, soweit den Inhabern der von
der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen
mit Options- und Wandlungsrechten bzw. -pflichten, ein Bezugsrecht auf neue Aktien nach
MaBgabe der jeweiligen Ausgabebedingungen gewdhrt wird. Die Bedingungen von
Schuldverschreibungen mit Options- und Wandlungsrechten bzw. -pflichten sehen zur
erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt Ublicherweise einen Verwasserungsschutz vor,
der sicherstellt, dass den Inhabern bzw. den Glaubigern der Schuldverschreibungen mit
Options- und Wandlungsrechten bzw. -pflichten bei spateren Emissionen von Aktien ein
Bezugsrecht auf diese Aktien eingerdumt wird, wie es Aktiondren zusteht. Die
Bezugsberechtigten werden damit so gestellt, als hatten sie von ihren Bezugsrechten
Gebrauch gemacht und seien Aktionare. Um die betreffenden Emissionen
(Schuldverschreibungen mit Options- und Wandlungsrechten bzw. -pflichten) mit einem
solchen Verwasserungsschutz ausstatten zu kénnen, muss das Bezugsrecht der Aktiondre
auf diese Aktien ausgeschlossen werden. Das dient der erleichterten Platzierung der
Emissionen bzw. einer Platzierung zu besseren Bedingungen und damit dem Interesse der
Aktionare an einer optimalen Finanzstruktur ihrer Gesellschaft.

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgféltig prifen, ob er von der Ermachtigung zur Kapitaler-
héhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondare Gebrauch machen wird. Von dieser Még-
lichkeit wird nur dann Gebrauch gemacht, wenn dies nach Einschatzung des Vorstands und des
Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionare liegt.

Der Vorstand wird der Hauptversammlung Uber jede erfolgte Ausnutzung des Genehmigten Kapitals
2025 berichten.
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BESCHLUSSFASSUNG UBER DIE AUFHEBUNG DER BESTEHENDEN ERMACHTIGUNG
MIT GLEICHZEITIGER ERTEILUNG EINER NEUEN ERMACHTIGUNG DES VOR-
STANDS ZUR AUSGABE VON OPTIONS- UND/ODER WANDELSCHULDVERSCHREI-
BUNGEN, GENUSSRECHTEN UND/ODER GEWINNSCHULDVERSCHREIBUNGEN
(BZW. KOMBINATIONEN DIESER INSTRUMENTE) MIT DER MOGLICHKEIT ZUM
AUSSCHLUSS DES BEZUGSRECHTS SOWIE DIE AUFHEBUNG DES BEDINGTEN KA-
PITALS 2021/I MIT GLEICHZEITIGER SCHAFFUNG EINES NEUEN BEDINGTEN KA-
PITALS (BEDINGTES KAPITAL 2025) SOWIE UBER DIE ENTSPRECHENDEN SAT-
ZUNGSANDERUNGEN

Der Vorstand wurde durch Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung vom 5. Mai 2021
ermachtigt, bis zum 4. Mai 2026 einmal oder mehrmals Wandel- und/oder
Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechte mit oder ohne Wandlungs- oder
Bezugsrechte(n) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 zu begeben und
den Inhabern dieser Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Bezugsrechte auf insgesamt
bis zu 3.261.600 Stuckaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital
von bis zu EUR 3.261.600,00 zu gewahren. Zur Bedienung dieser Schuldverschreibungen
wurde ein Bedingtes Kapital 2021/I in Hohe von EUR 3.261.600,00 geschaffen. Von dieser
Ermachtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen hat der Vorstand keinen Gebrauch
gemacht.

Um der Gesellschaft in den kommenden finf Jahren weiterhin Flexibilitdt bei der
Finanzierung ihrer Aktivitaten zu ermdglichen, soll daher eine neue Ermachtigung des
Vorstands zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen,
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser
Instrumente) mit der Moglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie ein bedingtes
Kapital (Bedingtes Kapital 2025) beschlossen werden. Die bestehende Ermachtigung vom
5. Mai 2021 sowie das Bedingte Kapital 2021/1 sollen daher aufgehoben werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschlieBen:

1. Aufhebung der bestehenden Ermadchtigung zur Ausgabe von
Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und
Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) vom
5. Mai 2021 und entsprechende Aufhebung des Bedingten Kapitals 2021/1

Die von der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft am 5. Mai 2021 (Punkt 3
der damaligen Tagesordnung) beschlossene Ermachtigung des Vorstands zur Ausgabe
von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und Genussrechten
mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) und das Bedingte Kapital 2021/I ge-
maB Ziffer 4 Absatz 4.3 der Satzung werden mit Eintragung der unter Ziffer 3 dieses
Tagesordnungspunktes 9 vorgeschlagenen Satzungsanderung aufgehoben.

2. Ermadchtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw.
Kombinationen dieser Instrumente) mit der Méglichkeit zum Ausschluss des
Bezugsrechts

Die nachfolgende Ermachtigung des Vorstands zur Ausgabe von Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen
(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit der Mdglichkeit zum Ausschluss des Be-
zugsrechts wird mit Eintragung der unter Ziffer 3 dieses Tagesordnungspunktes 9 vor-
geschlagenen Satzungsanderung wirksam.



11

(a)

(b)

Nennbetrag, Ermachtigungszeitraum, Aktienanzahl

Der Vorstand wird ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum
10. Juni 2030 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder auf den Namen
lautende Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder
Gewinnschuldverschreibungen  (bzw. Kombinationen dieser Instrumente)
(zusammen "Schuldverschreibungen”) im Gesamtnennbetrag von bis zu
EUR 100.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den
Inhabern bzw. Glaubigern von Schuldverschreibungen Options-  bzw.
Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 3.261.000 Stlckaktien der Gesellschaft mit
einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu EUR 3.261.000,00 nach naherer
MaBgabe der Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen zu gewahren. Die
jeweiligen Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen kénnen auch
Pflichtwandlungen zum Ende der Laufzeit oder zu anderen Zeiten vorsehen,
einschlieBlich der Verpflichtung zur Ausiibung des Options- und Wandlungsrechts.
Dies Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch ganz oder teilweise gegen
Erbringung von Sacheinlagen erfolgen.

Die Schuldverschreibungen kénnen in Euro oder - unter Begrenzung auf den
entsprechenden Gegenwert - in einer auslandischen gesetzlichen Wa&ahrung,
beispielsweise eines OECD-Landes, begeben werden. Sie kdnnen auch durch
Gesellschaften mit Sitz im In- und Ausland begeben werden, an denen die
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit beteiligt ist (nachstehend
"Konzerngesellschaften"). In diesem Falle wird der Vorstand ermachtigt, fur die
Gesellschaft die Garantie fir die Schuldverschreibungen zu lUbernehmen und den
Inhabern oder Glaubigern solcher Schuldverschreibungen Options- oder
Wandlungsrechte (auch mit Options- bzw. Wandlungspflicht) fur Stlckaktien der
Gesellschaft zu gewahren.

Die Schuldverschreibungen kédnnen mit einer festen oder einer variablen Verzinsung
ausgestattet  werden. Die  Verzinsung kann auch wie bei einer
Gewinnschuldverschreibung ganz oder teilweise von der Hohe der Dividenden der
Gesellschaft abhangig sein.

Die Schuldverschreibungen kénnen in Teilschuldverschreibungen eingeteilt werden.
Options- bzw. Wandlungsrecht

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder
Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefiigt, die den Inhaber
berechtigen, nach MaBgabe der vom Vorstand festzulegenden Optionsbedingungen
Stiickaktien der Gesellschaft zu beziehen. Im Ubrigen kann vorgesehen werden, dass
Spitzen zusammengelegt und gegebenenfalls gegen Zuzahlung zum Bezug ganzer
Aktien aufaddiert und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die Optionsbedingungen
kénnen auch vorsehen, dass der Optionspreis durch Ubertragung von
Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls bare Zuzahlung erfillt werden kann.
Entsprechendes gilt, wenn Optionsscheine einem Genussrecht oder einer
Gewinnschuldverschreibung beigefiigt werden.

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber das
Recht, ihre Teilschuldverschreibungen nach naherer MaBgabe der vom Vorstand
festzulegenden Wandelanleihebedingungen in Stlckaktien der Gesellschaft
umzutauschen. Das Wandlungsverhaltnis kann sich aus der Division des Nennbetrags
oder des unter dem Nennbetrag Iliegenden Ausgabebetrags einer
Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis flir eine auf den
Inhaber lautende Stlickaktie der Gesellschaft ergeben und kann auf eine volle Zahl
auf- oder abgerundet werden; gegebenenfalls kann eine in bar zu leistende
Zuzahlung festgesetzt werden. Es kann auch vorgesehen werden, dass Spitzen



12

(o)

(d)

(e)

(")

zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Entsprechendes gilt, wenn
sich das Wandlungsrecht bzw. die Wandlungspflicht auf ein Genussrecht oder eine
Gewinnschuldverschreibung bezieht.

Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung auszugebenden
Stlckaktien der Gesellschaft darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht
Ubersteigen. § 9 Absatz 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberiihrt.

Wandlungs- und Optionspflicht

Die Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen kénnen auch eine Options- bzw.
eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt
(jeweils auch "Endfalligkeit") oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei
Endfélligkeit der Schuldverschreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen
ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fédlligen Geldbetrags Aktien der
Gesellschaft zu gewahren. In diesen Fallen kann der Options- oder Wandlungspreis
fir eine Aktie dem arithmetischen Durchschnitt der Schlusskurse der Aktien der
Gesellschaft im Xetra-Handelssystem der Frankfurter Wertpapierbérse oder in einem
entsprechenden Nachfolgesystem wahrend der 10 Borsentage vor oder nach dem
Tag der Endfalligkeit entsprechen, auch wenn dieser unterhalb des unter Ziffer 2 (e)
genannten Mindestpreises liegt. § 9 Absatz 1 i.V.m. § 199 Absatz 2 AktG sind zu
beachten.

Gewdhrung neuer oder bestehender Aktien, Geldzahlung

Die Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen koénnen das Recht der
Gesellschaft vorsehen, im Falle der Optionsausibung bzw. Wandlung nicht neue
Aktien zu gewahren, sondern den Gegenwert in Geld zu zahlen. Die
Anleihebedingungen kénnen ferner vorsehen, dass die Schuldverschreibungen nach
Wahl der Gesellschaft statt in neue Aktien aus bedingtem Kapital in neue Aktien aus
genehmigtem Kapital, in bereits existierende Aktien der Gesellschaft oder in Aktien
einer boérsennotierten anderen Gesellschaft gewandelt werden kénnen bzw. ein
Optionsrecht oder eine Optionspflicht durch Lieferung solcher Aktien erfillt werden
kann.

Options- bzw. Wandlungspreis

Im Falle der Begebung von Schuldverschreibungen, die Options- und/oder
Wandlungsrechte vorsehen, muss der jeweils festzusetzende Options- bzw.
Wandlungspreis mindestens 80 Prozent des arithmetischen Durchschnitts der
Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierborse wahrend der
letzten zehn Bérsenhandelstage vor dem Tag der Beschlussfassung Uber die Ausgabe
der Schuldverschreibungen durch den Vorstand oder - fiir den Fall der Einraumung
eines Bezugsrechts - mindestens 80 Prozent des arithmetischen Durchschnitts der
Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbdrse im Zeitraum
vom Beginn der Bezugsfrist bis zum dritten Tag vor der Bekanntmachung der
endgultigen Konditionen gemaB § 186 Absatz 2 Satz 2 AktG (einschlieBlich)
betragen.

Verwasserungsschutz

Erhoht die Gesellschaft wahrend der Options- oder Wandlungsfrist ihr Grundkapital
unter Einrdumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionare oder begibt weitere Options-
oder Wandelschuldverschreibungen bzw. gewahrt oder garantiert Options- oder
Wandlungsrechte und raumt den Inhabern schon bestehender Options- oder
Wandlungsrechte hierflir kein Bezugsrecht ein, wie es ihnen nach Auslibung des
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(9)

Options- oder Wandlungsrechts bzw. der Erfillung ihrer Options- bzw.
Wandlungspflichten als Aktiondar zustehen wirde, oder wird durch eine
Kapitalerhdhung aus Gesellschaftsmitteln das Grundkapital erhdht, kann Uber die
Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen sichergestellt werden, dass der
wirtschaftliche Wert der bestehenden Options- bzw. Wandlungsrechte unberihrt
bleibt, indem die Options- oder Wandlungsrechte wertwahrend angepasst werden,
soweit die Anpassung nicht bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist. Dies gilt
entsprechend fiir den Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer KapitalmaBnahmen,
von Umstrukturierungen, einer Kontrollerlangung durch Dritte, der Zahlung einer
Dividende oder anderer vergleichbarer MaBnahmen, die zu einer Verwdasserung des
Werts der Aktien flihren kdénnen. § 9 Absatz 1 AktG und § 199 AktG bleiben
unberthrt.

Bezugsrecht und Bezugsrechtsausschluss

Den Aktionaren steht grundsatzlich ein Bezugsrecht =zu, d.h. die
Schuldverschreibungen sind grundsatzlich den Aktiondaren der Gesellschaft zum
Bezug anzubieten. Die Schuldverschreibungen kdnnen auch von einem oder
mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmenii. S. v.
§ 186 Absatz 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung Gbernommen werden, sie den
Aktiondren der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).
Werden Schuldverschreibungen von Konzerngesellschaften der Gesellschaft
ausgegeben, stellt die Gesellschaft die entsprechende Gewahrung des Bezugsrechts
fur die Aktionare der Gesellschaft sicher.

Der Vorstand wird jedoch ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das
Bezugsrecht der Aktionare auf Schuldverschreibungen auszuschlieBen,

(i) flr Spitzenbetrage, die sich aufgrund des Bezugsverhaltnisses ergeben;

(ii) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw.
Wandlungs- oder Optionspflichten gegen Barleistung ausgegeben werden und
der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden
ermittelten Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich im Sinne
der §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Diese
Ermdachtigung zum  Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur fir
Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag
des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals
entfallt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch - falls dieser
Wert geringer ist — im Zeitpunkt der Ausiibung dieser Ermachtigung. Auf diese
Héchstgrenze von 10 % des Grundkapitals sind Aktien der Gesellschaft
anzurechnen, (i) die wahrend der Laufzeit dieser Ermachtigung unter
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionare gemaB oder entsprechend § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder verauBert werden und (ii) die zur
Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten
bzw. mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden oder
auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen in entsprechender
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wahrend der Laufzeit dieser
Ermachtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden;

(iii) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Glaubigern von
Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrechten bzw.
Options- oder Wandlungspflichten, die von der Gesellschaft oder deren
Konzerngesellschaften ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht auf
Schuldverschreibungen in dem Umfang zu gewahren, wie es ihnen nach
Auslibung der Options- bzw. Wandlungsrechte bzw. nach Erfillung von
Options- oder Wandlungspflichten als Aktionar zustehen wiirde;
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(h)

(iv) soweit sie gegen Sacheinlagen insbesondere - aber ohne Beschrankung
hierauf — zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen,
Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen und sonstigen mit einem
Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehenden Vermdgensgegenstanden
(einschlieBlich  Forderungen), Immobilien und Immobilienportfolios
ausgegeben werden, sofern der Wert der Sacheinlage in einem angemessenen
Verhéltnis zu dem nach vorstehender Ziffer 2 (g) (ii) zu ermittelnden Wert der
Schuldverschreibungen steht.

Soweit Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte ohne Options- oder
Wandlungsrechte bzw. Options- oder Wandlungspflichten ausgegeben werden, wird
der Vorstand ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der
Aktionare auf Schuldverschreibungen insgesamt auszuschlieBen, wenn diese
Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte obligationsahnlich
ausgestattet sind, d. h. wenn sie keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft
begriinden, keine Beteiligung am Liquidationserlés gewahren und wenn die Hohe der
Verzinsung nicht auf der Grundlage der Hohe des Jahresiberschusses, des
Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Die Verzinsung und der
Ausgabebetrag der Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte miissen
zudem den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen entsprechen.

Weitere Gestaltungsmaoglichkeiten

Der Vorstand wird ermachtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und
Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz und Art der
Verzinsung, Ausgabekurs, Laufzeit und Stickelung, Verwdsserungsschutz-
bestimmungen, Options- bzw. Wandlungszeitraum sowie den Options- und
Wandlungspreis festzusetzen bzw. im Einvernehmen mit den Organen der die
Schuldverschreibungen begebenden Konzerngesellschaften festzulegen.

3. Schaffung eines bedingten Kapitals 2025 und Anderung der Satzung

Es wird anstelle des Bedingten Kapitals 2021/I ein neues Bedingtes Kapital 2025 geschaffen.
Ziffer 4 Abs. 4.3 der Satzung wird daflir wie folgt neugefasst:

"4.3

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 3.261.000,00 durch Ausgabe von bis zu
3.261.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stickaktien bedingt erhéht (Bedingtes
Kapital 2025). Die bedingte Kapitalerhbhung wird nur so weit durchgefiihrt, wie die
Inhaber bzw. Gldaubiger von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen,
Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit Options- und/oder
Wandlungsrechten bzw. Options- und Wandlungspflichten (bzw. Kombinationen
dieser Instrumente), die die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften aufgrund
des Ermachtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 11. Juni 2025 bis zum
10. Juli 2030 begeben bzw. garantieren werden, von ihren Options- bzw.
Wandlungsrechten aus diesen Schuldverschreibungen Gebrauch machen oder ihre
Pflicht zur Optionsaustibung bzw. Wandlung erfiillen, und zwar in allen Fallen jeweils
soweit das Bedingte Kapital 2025 nach MaBgabe der Anleihebedingungen der
Schuldverschreibungen bendétigt wird. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem
nach MaBgabe des vorstehend bezeichneten Ermachtigungsbeschlusses jeweils zu
bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die ausgegebenen neuen Aktien
nehmen vom Beginn des Geschaftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil;
soweit rechtlich zuldssig, kann der Vorstand die Gewinnbeteiligung neuer Aktien
abweichend hiervon und auch abweichend von § 60 Abs. 2 Aktiengesetz, auch fir
ein bereits abgelaufenes Geschaftsjahr, festlegen.

Der Aufsichtsrat ist ermachtigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung
des Bedingten Kapitals 2025 anzupassen. Entsprechendes gilt im Falle der
Nichtausnutzung der vorgenannten Ermachtigungen zur Ausgabe von Options-



und/oder Wandelschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen und/oder
Genussrechten (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) nach Ablauf des
Ermachtigungszeitraums sowie im Falle der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals
2025 nach Ablauf der Fristen flr die Ausiibung von Options- oder Wandlungsrechten
bzw. fir die Erfillung von Options- bzw. Wandlungspflichten."

Bericht des Vorstands gemaB §§ 221 Absatz 4 Satz 2 i.V.m. 186 Absatz 4 Satz 2 AktG zu
Tagesordnungspunkt 9 (Beschlussfassung liber die Aufhebung der bestehenden mit
gleichzeitiger Erteilung einer neuen Ermaiachtigung des Vorstands zur Ausgabe von
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit der
Moglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie die Aufhebung des Bedingten
Kapitals 2021 /1 mit gleichzeitiger Schaffung eines neuen bedingten Kapitals (Bedingtes
Kapital 2025) sowie iiber die entsprechenden Satzungsanderungen)

Unter Tagesordnungspunkt 9 wird vorgeschlagen, den Vorstand bis zum 10. Juni 2030 zu
ermachtigen, einmal oder mehrmals auf den Inhaber und/oder auf den Namen lautende Options-
und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen
(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen "Schuldverschreibungen™) im
Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben
und den Inhabern bzw. Glaubigern von Schuldverschreibungen Options- bzw. Wandlungsrechte
(auch mit Options- bzw. Wandlungspflicht) auf insgesamt bis zu 3.261.000 Stlickaktien der
Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu EUR 3.261.000,00 nach naherer
MaBgabe der Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen zu gewahren.

Die Begebung von Schuldverschreibungen kann zusatzlich zu den klassischen Mdglichkeiten der
Fremd- und Eigenkapitalaufnahme der Gesellschaft die Mdéglichkeit bieten, je nach Marktlage
attraktive Finanzierungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen. Der Gesellschaft flieBt zumeist
zinsglinstig Fremdkapital zu, das ihr spater unter Umstanden als Eigenkapital erhalten bleibt.

Um der Gesellschaft in den kommenden finf Jahren weiterhin Flexibilitat bei der Finanzierung ihrer
Aktivitaten zu ermdglichen, soll daher eine neue Ermachtigung des Vorstands zur Ausgabe von
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit der Mdglichkeit zum
Ausschluss des Bezugsrechts sowie ein erhdhtes bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2025)
beschlossen werden. Die bestehende Ermachtigung vom 5. Mai 2021 sowie das Bedingte Kapital
2021/1 sollen daher aufgehoben werden

Die vorgeschlagene Ermachtigung zur Ausgabe von Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechten bzw.
Kombinationen dieser Instrumente im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 soll dem
Vorstand insbesondere bei Eintritt glinstiger Kapitalmarktbedingungen den Weg zu einer im
Interesse der Gesellschaft liegenden flexiblen und zeitnahen Finanzierung eréffnen.

Die ferner vorgesehene Mdoglichkeit, neben der Einrdumung von Options- und/oder
Wandlungsrechten auch Options- oder Wandlungspflichten zu begriinden, erweitert den Rahmen fur
die Ausgestaltung dieses Finanzierungsinstruments. Die Erméchtigung gibt der Gesellschaft die
erforderliche Flexibilitédt, die Schuldverschreibungen selbst oder Gber Konzerngesellschaften zu
platzieren. Schuldverschreibungen kénnen auBer in Euro auch in auslandischen gesetzlichen
Wahrungen, wie beispielsweise eines OECD-Landes, mit und ohne Laufzeitbegrenzung ausgegeben
werden.

Den Aktiondren ist grundsatzlich ein Bezugsrecht zu gewdhren. Bei einer Platzierung uber
Konzerngesellschaften muss die Gesellschaft ebenfalls sicherstellen, dass den Aktionaren der
Gesellschaft das gesetzliche Bezugsrecht gewahrt wird. Um die Abwicklung zu erleichtern, ist die
Mdéglichkeit vorgesehen, die Schuldverschreibungen an ein oder mehrere Kreditinstitute oder
Unternehmen i. S. v. § 186 Abs. 5 AktG mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionaren die
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Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugsrecht zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares
Bezugsrecht). Der Vorstand soll jedoch auch ermachtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
Spitzenbetrdage vom Bezugsrecht auszunehmen. Solche Spitzenbetrage kénnen sich aus dem Betrag
des jeweiligen Emissionsvolumens und der Darstellung eines praktikablen Bezugsverhdltnisses
ergeben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts fiir Spitzenbetrage erleichtert in diesen Fallen die
Abwicklung der KapitalmaBnahme. Die vom Bezugsrecht der Aktiondre ausgeschlossenen freien
Spitzen werden entweder durch Verkauf Uber die Bérse oder in sonstiger Weise bestmdglich fir die
Gesellschaft verwertet. Durch die Beschrankung auf Spitzenbetrédge erleiden die Aktionare keine
nennenswerte Verwdasserung; sie ist nach Ansicht des Vorstands sachlich gerechtfertigt und
angemessen.

Zudem soll der Vorstand in sinngemaBer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ermachtigt sein,
bei einer Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Barleistung das Bezugsrecht mit Zustimmung
des Aufsichtsrats auszuschlieBen, wenn der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen ihren nach
anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten Marktwert nicht wesentlich
unterschreitet. Dies kann zweckmaBig sein, um glinstige Bérsensituationen rasch wahrnehmen und
eine Schuldverschreibung schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu
kénnen. Da die Aktienmarkte volatil sein kédnnen, hangt die Erzielung eines mdglichst vorteilhaften
Emissionsergebnisses in verstarktem MaBe oft davon ab, ob auf Marktentwicklungen kurzfristig
reagiert werden kann. Gulnstige, moéglichst marktnahe Konditionen kénnen in der Regel nur
festgesetzt werden, wenn die Gesellschaft an diese nicht fir einen zu langen Angebotszeitraum
gebunden ist. Bei Bezugsrechtsemissionen ist, um die Erfolgschancen der Emission fiir den gesamten
Angebotszeitraum sicherzustellen, in der Regel ein nicht unerheblicher Sicherheitsabschlag
erforderlich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Verdéffentlichung des Bezugspreises (und damit
bei Options- und Wandelanleihen der Konditionen dieser Anleihe) bis zum drittletzten Tag der
Bezugsfrist. Angesichts der Volatilitdt der Aktienmarkte besteht aber auch dann ein Marktrisiko Gber
mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlagen bei der Festlegung der Anleihekonditionen flhrt.
Auch ist bei der Gewdhrung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit der Ausibung
(Bezugsverhalten) eine alternative Platzierung bei Dritten erschwert bzw. mit zusatzlichem Aufwand
verbunden. SchlieBlich kann bei Einrdumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der Lange
der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf eine Veranderung der Marktverhaltnisse reagieren, was zu einer
fur die Gesellschaft unginstigeren Kapitalbeschaffung flihren kann. Die Interessen der Aktionare
werden dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter dem Marktwert
ausgegeben werden. Der Marktwert ist nach anerkannten finanzmathematischen Grundsatzen zu
ermitteln. Der Vorstand wird bei seiner Preisfestsetzung unter Berlcksichtigung der jeweiligen
Situation am Kapitalmarkt den Abschlag vom Marktwert so gering wie moglich halten. Damit wird
der rechnerische Wert eines Bezugsrechts so gering sein, dass den Aktiondren durch den
Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. Eine
marktgerechte Konditionenfestsetzung und damit die Vermeidung einer nennenswerten
Wertverwasserung kénnen auch erfolgen, indem der Vorstand ein sog. Bookbuilding-Verfahren
durchfihrt. Bei diesem Verfahren werden die Investoren gebeten, auf der Grundlage vorlaufiger
Anleihebedingungen Kaufantrage zu Ubermitteln und dabei z.B. den fir marktgerecht erachteten
Zinssatz und/oder andere Okonomische Komponenten zu spezifizieren. Nach Abschluss der
Bookbuilding-Periode werden auf der Grundlage der von Investoren abgegebenen Kaufantrage die
bis dahin noch offenen Bedingungen, z.B. der Zinssatz, marktgerecht gema dem Angebot und der
Nachfrage festgelegt. Auf diese Weise wird der Gesamtwert der Schuldverschreibungen marktnah
bestimmt. Durch ein solches Bookbuilding-Verfahren kann der Vorstand sicherstellen, dass eine
nennenswerte Verwasserung des Werts der Aktien durch den Bezugsrechtsausschluss nicht eintritt.
Die Aktiondre haben zudem die Mdoglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft zu
anndhernd gleichen Bedingungen durch Erwerb Uber die Bérse aufrechtzuerhalten. Dadurch werden
ihre Vermdgensinteressen angemessen gewahrt. Die Ermadchtigung zum Bezugsrechtsausschluss
gemal § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gilt nur fur
Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von
insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entféllt, und zwar weder im Zeitpunkt des
Wirksamwerdens noch - falls dieser Wert geringer ist — im Zeitpunkt der Auslibung dieser
Erméachtigung. Der Beschlussvorschlag sieht zudem eine Anrechnungsklausel vor: Auf die
Hochstgrenze von maximal 10 % des Grundkapitals, sind diejenigen eigenen Aktien der Gesellschaft
anzurechnen, die wahrend der Laufzeit der Ermachtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der
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Aktiondare gemaB oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder verduBert werden.
Ferner sind auf diese Begrenzung Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder
Optionspflichten ausgegeben wurden oder auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen
wahrend der Laufzeit dieser Ermachtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden. Diese Anrechnung dient dem
Interesse der Aktionare an einer mdglichst geringen Verwasserung ihrer Beteiligung.

Das Bezugsrecht soll auch ausgeschlossen werden kénnen, soweit es erforderlich ist, um den
Inhabern oder Glaubigern von Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrechten
bzw. Options- oder Wandlungspflichten, die von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften
ausgegeben worden sind oder werden, ein Bezugsrecht auf Schuldverschreibungen zu geben, wie es
ihnen nach Auslibung des Options- bzw. Wandlungsrechts bzw. nach Erfillung einer Options- bzw.
Wandlungspflicht als Aktionar zustehen wirde. Zur |leichteren Platzierbarkeit von
Schuldverschreibungen am Kapitalmarkt enthalten die entsprechenden Anleihebedingungen in der
Regel einen Verwasserungsschutz. Eine Méglichkeit des Verwasserungsschutzes besteht darin, dass
den Inhabern oder Glaubigern der Schuldverschreibungen bei nachfolgenden Emissionen ein
Bezugsrecht auf Schuldverschreibungen eingeraumt wird, wie es Aktiondren zusteht. Sie werden
damit so gestellt, als seien sie bereits Aktiondre. Um die Schuldverschreibungen mit einem solchen
Verwdsserungsschutz ausstatten zu kdénnen, muss das Bezugsrecht der Aktiondre auf die
Schuldverschreibungen ausgeschlossen werden. Dies dient der erleichterten Platzierung der
Schuldverschreibungen und damit den Interessen der Aktionare an einer optimalen Finanzstruktur
der Gesellschaft. Alternativ kénnte zum Zweck des Verwasserungsschutzes lediglich der Options-
oder Wandlungspreis herabgesetzt werden, soweit die Anleihebedingungen dies zulassen. Dies wdre
in der Abwicklung fir die Gesellschaft jedoch komplizierter und kostenintensiver. Zudem wirde es
den Kapitalzufluss aus der Ausiibung von Options- und Wandlungsrechten mindern. Denkbar ware
es auch, Schuldverschreibungen ohne Verwasserungsschutz auszugeben. Diese waren jedoch fur
den Markt wesentlich unattraktiver.

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen Sacheinlagen erfolgen, sofern dies im
Interesse der Gesellschaft liegt. Als Sacheinlage kommen insbesondere - aber ohne Beschréankung
hierauf — Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen und sonstige mit einem
Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehende Vermdgensgegenstdnde (einschlieBlich
Forderungen), Immobilien und Immobilienportfolios in Betracht. In diesem Fall ist der Vorstand
ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionare auszuschlieBen, sofern
der Wert der Sacheinlage in einem angemessenen Verhdltnis zu dem nach anerkannten
finanzmathematischen Grundsatzen zu ermittelnden theoretischen Marktwert  der
Schuldverschreibungen steht. Dies erdffnet die Méglichkeit, Schuldverschreibungen in geeigneten
Einzelfallen auch als Akquisitionswahrung einsetzen zu kénnen. So hat sich in der Praxis gezeigt,
dass es in Verhandlungen vielfach notwendig ist, die Gegenleistung nicht in Geld, sondern auch oder
ausschlieBlich in anderer Form bereitzustellen. Die Madglichkeit, Schuldverschreibungen als
Gegenleistung anbieten zu kénnen, schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb um interessante
Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen Spielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von
- selbst gréBeren - Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Wirtschaftsgitern
liquiditdtsschonend ausnutzen zu kénnen. Dies kann auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen
Finanzierungsstruktur sinnvoll sein. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfaltig prifen, ob er
von der Ermachtigung zur Begebung von Schuldverschreibungen mit Wandel- oder Optionsrechten
bzw. Wandel- oder Optionspflichten gegen Sacheinlagen mit Bezugsrechtsausschluss Gebrauch
machen wird. Er wird dies nur dann tun, wenn dies im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer
Aktionare liegt.

Bedient werden die mit den Schuldverschreibungen verbundenen Options- oder Wandlungsrechte
oder Options- oder Wandlungspflichten grundsatzlich aus dem Bedingten Kapital 2025, das zu
diesem Zweck fiur die neue Ermachtigung gedffnet werden soll.

Soweit schlieBlich Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Options- oder

Wandlungsrechte oder Options- bzw. Wandlungspflichten ausgegeben werden sollen, ist der
Vorstand ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktiondre insgesamt
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auszuschlieBen, wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsdhnlich
ausgestattet sind, d. h. wenn sie keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begriinden, keine
Beteiligung am Liquidationserlés gewadhren und wenn die Hohe der Verzinsung nicht auf Grundlage
der Hohe des Jahresiiberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. AuBerdem
missen die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder
Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen
entsprechen. Wenn diese Voraussetzungen erflllt sind, folgen aus dem Ausschluss des Bezugsrechts
keine Nachteile fiir die Aktiondre, weil die Genussrechte bzw. Gewinnschuldverschreibungen keine
Mitgliedschaftsrechte begriinden und auch keinen Anteil am Liquidationserlés oder am Gewinn der
Gesellschaft gewahren.

Sofern der Vorstand wahrend eines Geschaftsjahrs eine der vorstehenden Ermachtigungen zum Be-

zugsrechtsausschluss im Rahmen einer Ausgabe von Schuldverschreibungen ausnutzt, wird er in der
folgenden Hauptversammlung hierliber berichten.
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WAHLEN ZUM AUFSICHTSRAT

Der Aufsichtsratsvorsitzende der Gesellschaft, Herr Prof. Dr. Volker Stauch, hat sein Amt als
Aufsichtsratsvorsitzender und Mitglied des Aufsichtsrats mit Wirkung zum Ablauf der or-
dentlichen Hauptversammlung am 11. Juni 2025 niedergelegt. Insoweit soll der Hauptver-
sammlung am 11. Juni 2025 die Wahl von einem neuen Aufsichtsratsmitglied vorgeschlagen
werden.

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach §§ 95, 96 Abs. 1 Alt. 7, 101 Abs. 1 AktG
und Ziffer 8 Abs. 8.1 der Satzung der Gesellschaft aus funf Mitgliedern zusammen.

Gem. Ziffer 8 Abs. 8.2 der Satzung erfolgt die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf der
Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds des Aufsichtsrats, soweit die Hauptversammlung die
Amtszeit des Nachfolgers nicht abweichend bestimmt, fiir den Rest der Amtszeit des
ausgeschiedenen Mitglieds.

Der Aufsichtsrat schlagt vor,

Herrn Marco Freiherr von Maltzan, Berlin, Mitglied verschiedener Aufsichtsgremien,

mit Wirkung ab Beendigung der am 11. Juni 2025 stattfindenden ordentlichen Hauptver-
sammlung bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die Uber die Entlastung des Auf-
sichtsrats fiir das Geschaftsjahr 2029 beschlieBt, in den Aufsichtsrat zu wahlen.

Der Wahlvorschlag des Aufsichtsrats berlicksichtigt die gesetzlichen Vorgaben sowie die
vom Aufsichtsrat flir seine Zusammensetzung beschlossenen Ziele und strebt die Ausfiillung
des vom Aufsichtsrat erarbeiteten Kompetenzprofils und Diversitatskonzepts fir das Ge-
samtgremium an.

Nach Einschatzung des Aufsichtsrats besteht keine persdnliche oder geschéftliche Bezie-
hung zwischen Herrn von Maltzan einerseits und der hGears AG oder deren Konzernunter-
nehmen, den Organen der hGears AG oder eine direkt oder indirekt mit mehr als 10 % der
stimmberechtigten Aktien an der hGears AG beteiligten Aktiondren andererseits, die ein
objektiv urteilender Aktionar flr seine Wahlentscheidung als maBgebend ansehen wiirde.

Herr Marco Freiherr von Maltzan hat fiir den Fall seiner Wahl in den Aufsichtsrat erklart, flr
das Amt des Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu kandidieren.

Angaben gemaB § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG zu dem vom Aufsichtsrat zur Wahl vorgeschla-
genen Aufsichtsratskandidaten:

Herr Marco Freiherr von Maltzan
. Mitgliedschaften in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsraten:
Vorsitzender des Aufsichtsrats der WKW Aktiengesellschaft, Wuppertal

o Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und auslandischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen:

Vorsitzender des Beirats der Walter Klein GmbH & Co. KG, Wuppertal
Vorsitzender des Beirats der UKM Holding GmbH , MeiBen

Mitglied des Board of Directors der RGP Resources Global Professionals, Inc., Irvine,
USA
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Stellv. Vorsitzender des Gesellschafterausschusses der Pfeifer & Langen Industrie-
und Handels-KG, Kéln

Weitere Informationen zum Kandidaten sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter:

https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/

zuganglich.

BESCHLUSSFASSUNG UBER DIE ANDERUNG DER VERGUTUNG DER AUFSICHTS-
RATSMITGLIEDER UND UBER DIE ENTSPRECHENDE SATZUNGSANDERUNG

Die derzeit geltende Verglitung der Mitglieder des Aufsichtsrats der hGears AG wurde von
der ordentlichen Hauptversammlung am 22. Juni 2022 beschlossen und ist in Ziffer 13 der
Satzung der Gesellschaft geregelt. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten danach eine
Festverglitung, die nach Ablauf des jeweiligen Geschaftsjahres zu zahlen ist.

Die Vergutung fir die Aufsichtsratsmitglieder soll nunmehr quartalsweise jeweils zum Ende
eines Quartals des jeweiligen Geschaftsjahres gezahlt und Ziffer 13 Absatz 13.5 der Satzung
der Gesellschaft entsprechend angepasst werden. Der veranderte Turnus flir die Zahlung
der Vergiitung des Aufsichtsrats soll ab dem 1. Januar 2025 gelten. Im Ubrigen sollen die
bestehenden Regelungen zur Aufsichtsratsverglitung, auch hinsichtlich deren Héhe, unver-
andert bleiben.

Die Neufassung des Verglitungssystems flir die Aufsichtsratsmitglieder ist auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter:

https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/

zuganglich. Ferner wird das angepasste Vergitungssystem dort auch wahrend der Haupt-
versammlung zuganglich sein.

Die Entscheidung lber eine Anpassung der Verglitung der Aufsichtsratsmitglieder und die
diesbeziigliche Anderung der Satzung obliegt der Hauptversammlung.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschlieBen:
(a) Das Vergitungssystem fiir die Mitglieder des Aufsichtsrats wird - wie auf der Inter-

netseite der Gesellschaft unter https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/ zu-
ganglich gemacht - mit Wirkung ab dem 1. Januar 2025 geandert.

(b) Ziffer 13 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:
"13. Vergiitung

13.1 Jedes Mitglied des Aufsichtsrates erhalt eine jahrliche feste Vergltung in
Hohe von EUR 30.000,00, gegebenenfalls zuziiglich Umsatzsteuer.

13.2 Abweichend von Ziffer 13.1 erhdlt der Vorsitzende des Aufsichtsrates
EUR 40.000,00 und der stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrates
EUR 35.000,00, jeweils gegebenenfalls zuzliglich Umsatzsteuer.

13.3 Die Mitglieder des Priifungsausschusses erhalten zusatzlich zur jahrlichen
festen Vergltung gemaB Ziffer 13.1 und 13.2 eine jahrliche feste Verglitung
in H6he von EUR 15.000,00. Der Vorsitzende des Priifungsausschusses erhalt
eine jahrliche feste Vergiitung in H6he von EUR 17.500,00.


https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/
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13.4

13.5

13.6

13.7

Aufsichtsratsmitglieder, die nur wahrend eines Teils des Geschdftsjahres
dem Aufsichtsrat angehéren, erhalten eine im Verhaltnis der Zeit geringere
Vergltung.

Die Vergltung ist jeweils zeitanteilig innerhalb eines Monats nach Ablauf ei-
nes Quartals zu zahlen.

Neben der Verglitung erstattet die Gesellschaft den Aufsichtsratsmitgliedern
auf Nachweis die ihnen durch die Ausiibung ihres Amtes entstehenden Aus-
lagen. Die Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstattet, soweit die Mit-
glieder des Aufsichtsrats berechtigt sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft
gesondert in Rechnung zu stellen, und dieses Recht ausliben.

Die Gesellschaft kann zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine Haft-
pflichtversicherung abschlieBen, welche die gesetzliche Haftpflicht aus der
Aufsichtsratstatigkeit abdeckt."

Mit Wirksamkeit der Anderung von Ziffer 13 der Satzung findet die Neuregelung der
Aufsichtsratsvergilitung in Bezug auf Absatz 13.5 der Satzung erstmals Anwendung
flr das am 1. Januar 2025 begonnene Geschaftsjahr.
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WEITERE ANGABEN ZUR EINBERUFUNG

TEILNAHME AN DER HAUPTVERSAMMLUNG

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Auslibung des Stimmrechts sind nach
Ziffer 15 Abs. 15.1 der Satzung der Gesellschaft nur diejenigen Aktiondre berechtigt, die
sich rechtzeitig angemeldet und ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben. Der Nachweis des
Aktienbesitzes hat sich gemaB Ziffer 15 Abs. 15.2 der Satzung der Gesellschaft auf den
Geschaftsschluss des zweiundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung, das ist Diens-
tag, der 20. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zu beziehen ("Nachweisstichtag").

Fur den Nachweis des Aktienbesitzes nach Ziffer 15 Abs. 15.1 der Satzung reicht ein Nach-
weis gemaB § 67c Abs. 3 AktG aus. Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes
muissen der Gesellschaft spatestens bis zum Ablauf des 4. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ),
unter folgender Adresse, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse zugehen.

hGears AG

c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10

80637 Miinchen

Deutschland

Fax: +49 (0)89 889 690 633

E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft
werden dem Aktiondr eine Eintrittskarte flr die Hauptversammlung sowie die fur die Nut-
zung des passwortgeschutzten Internetservices (siehe Ziffer 2. ,Passwortgeschitzter Inter-
netservice®) unter https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/ erforderlichen Zugangs-
daten (Zugangskennung und Passwort) Ubersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Ein-
trittskarte sicherzustellen, bitten wir die Aktiondre, friihzeitig eine Eintrittskarte bei ihrem
depotfihrenden Institut anzufordern. Die zugeschickten bzw. am Versammlungsort hinter-
legten Eintrittskarten sind lediglich organisatorische Hilfsmittel und keine Voraussetzung fir
die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausiibung des Stimmrechts.

Im Verhdltnis zur Gesellschaft gilt flir die Teilnahme an der Hauptversammlung und die
Auslibung des Stimmrechts als Aktionar nur, wer den besonderen Nachweis des Aktienbe-
sitzes erbracht hat. Die Berechtigung zur Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts be-
messen sich dabei ausschlieBlich nach dem Aktienbesitz des Aktionars zum Nachweisstich-
tag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre fir die VerauBerbarkeit des Aktienbesitzes
einher. Auch im Fall der (vollstandigen oder teilweisen) VerauBerung des Aktienbesitzes
nach dem Nachweisstichtag ist fur die Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts aus-
schlieBlich der Aktienbesitz des Aktiondrs zum Nachweisstichtag maBgeblich; d. h. Verdu-
Berungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Be-
rechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt fir
Erwerbe und Zuerwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Wer etwa zum Nachweis-
stichtag nicht Aktionar ist, aber noch vor der Hauptversammlung Aktien erwirbt, ist nicht
teilnahme- und stimmberechtigt. Der Nachweisstichtag hat auch keine Bedeutung fir eine
eventuelle Dividendenberechtigung.

PASSWORTGESCHUTZTER INTERNETSERVICE

Ab dem 21. Mai 2025 steht auf der Internetseite der Gesellschaft unter
https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/ ein passwortgeschiitzter Internetservice zur
Verfiigung. Uber diesen passwortgeschiitzten Internetservice kénnen angemeldete Aktio-
nare (bzw. ihre Bevollmachtigten) gemaB dem dafiir vorgesehenen Verfahren elektronisch
eine Vollmacht erteilen, diese @ndern oder widerrufen sowie elektronisch Vollmacht und
Weisung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft erteilen, @ndern oder widerrufen
(siehe hierzu im Einzelnen die nachfolgenden Abschnitte , 3. Verfahren fir die Stimmabgabe
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bei Stimmrechtsvertretung - (a) Bevollmachtigung Dritter® und ,3. Verfahren fir die
Stimmabgabe bei Stimmrechtsvertretung - (c) Verfahren flir die Stimmabgabe durch die
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter™).

Die Zugangsdaten (Zugangskennung und Passwort) fir die Nutzung des passwortgeschiitz-
ten Internetservice werden den Aktionaren zusammen mit den Eintrittskarten fur die Haupt-
versammlung Ubersandt (siehe vorstehend Ziffer 1. Teilnahme an der Hauptversammlung")

Die Austibung anderer als die vorgenannten Aktionarsrechte iUber den Internetservice ist
nicht mdglich; insbesondere kénnen lUber den Internetservice weder Fragen eingereicht
werden, noch Antrage gestellt oder Widerspruch gegen Beschlussfassungen der Hauptver-
sammlung eingelegt werden und es wird auch keine Ubertragung der Hauptversammlung
in Bild und/oder Ton Uber den Internetservice oder in sonstiger Weise erfolgen

VERFAHREN FUR DIE STIMMABGABE BEI STIMMRECHTSVERTRETUNG

OrdnungsgemaB angemeldete Aktionare, die nicht persénlich an der Hauptversammlung
teilnehmen mdchten, kdnnen ihr Stimmrecht auch durch Bevollmachtigte, z.B. durch einen
Intermedidr (z.B. ein Kreditinstitut), eine Aktiondrsvereinigung, die von der Gesellschaft
benannten Stimmrechtsvertreter oder eine Person ihrer Wahl, ausliben lassen. Auch fir die
Stimmrechtsvertretung sind demnach eine fristgemaBe Anmeldung und der rechtzeitige
Nachweis des Anteilsbesitzes, wie in diesem Abschnitt der Einladung unter Ziffer ,1. Teil-
nahme an der Hauptversammlung" erldutert, erforderlich.

(a) Bevollmachtigung Dritter

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmachtigung gegen-
Uber der Gesellschaft bedarf der Textform (§ 126b BGB), wenn weder ein Intermediar (z.B.
ein Kreditinstitut) noch eine diesen nach § 135 Absatz 8 AktG gleichgestellte Person oder
Institution (z.B. eine Aktionarsvereinigung) bevollmachtigt wird.

Aktionare, die einen Vertreter bevollmachtigen modchten, kénnen zur Erteilung der Voll-
macht das Formular verwenden, das den ordnungsgemaB angemeldeten Personen zusam-
men mit der Eintrittskarte Gbermittelt wird. Ein entsprechendes Formular ist zudem auf der
Internetseite der Gesellschaft unter https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/zugang-
lich.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis einer gegeniber einem Bevoll-
machtigten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs gegentber der Gesellschaft konnen auf
einem der folgenden Wege Ubermittelt werden:

hGears AG

c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10

80637 Miinchen

per E-Mail: hgears@linkmarketservices.eu

Eine Vollmacht kann auch ab dem 21. Mai 2025 elektronisch liber den passwortgeschiitzten
Internetservice unter https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/ (siehe vorstehend Ab-
schnitt ,,2. Passwortgeschitzter Internetservice") gemaB dem dafiir vorgesehenen Verfah-
ren bis spatestens zum 10. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), erteilt, geandert oder widerrufen
werden.

Die fur die Nutzung des passwortgeschiitzten Internetservices erforderlichen Zugangsdaten
(Zugangskennung und Passwort) werden zusammen mit den Eintrittskarten nach form- und
fristgerechter Anmeldung zugesandt. Die Nutzung des passwortgeschitzten
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Internetservices durch einen Bevollmachtigten setzt voraus, dass der Bevollmachtigte die
entsprechenden Zugangsdaten erhalt.

Der Nachweis der Bevollmachtigung kann auch dadurch erfolgen, dass der Bevollmachtigte
am Tag der Hauptversammlung die Vollmacht an der Einlasskontrolle vorweist, hinsichtlich
der Stimmrechtsvertretung bis zum Beginn der Abstimmungen. Der Widerruf kann am Tag
der Hauptversammlung durch den Aktionar oder einen (anderen) bevollmachtigten Dritten
vorgewiesen werden.

(b) Bevollmdchtigung von Intermedidaren oder diesen gemafB § 135 Absatz 8
AktG gleichgestellten Personen oder Institutionen

Fur die Bevollmachtigung von Intermediaren (z.B. von Kreditinstituten) oder diesen gemaB
§ 135 Absatz 8 AktG gleichgestellten Personen oder Institutionen (z.B. von Aktionarsverei-
nigungen) sowie fir den Nachweis und den Widerruf einer solchen Bevollmachtigung gelten
die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere § 135 AktG. Die Aktionare werden gebeten,
sich in den Fallen des § 135 AktG rechtzeitig mit der/dem Bevollmachtigten Uber etwaige
Besonderheiten der Vollmachtserteilung (insbesondere in Bezug auf deren Form) abzustim-
men.

(c) Verfahren fiir die Stimmabgabe durch die von der Gesellschaft benannten
Stimmrechtsvertreter

Wir bieten unseren Aktionaren an, sich nach MaBgabe ihrer Weisung in der Hauptversamm-
lung durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter vertreten zu lassen. Die
Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemaB abzustimmen; sie kénnen die
Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen ausiiben. Bei Abstimmungen, flr die keine aus-
drickliche Weisung erteilt wurde, enthalten sie sich der Stimme. Die Stimmrechtsvertreter
der Gesellschaft stehen insbesondere nicht zur Verfligung, um in der Hauptversammlung
Fragen oder Antréage zu stellen oder Widerspruch gegen Beschllisse der Hauptversammlung
einzulegen.

Das Vollmacht- und Weisungsformular fiir die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ist auf
der Eintrittskarte, die den Aktionaren nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmel-
dung und des Nachweises des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft Ubermittelt wird, abge-
druckt. Ein entsprechendes Formular ist zudem auf der Internetseite der Gesellschaft unter
https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/ zuganglich.

Die Erteilung der Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter,
die Erteilung von Weisungen, ihre Anderung und ihr Widerruf miissen auf einem der folgen-
den Wege aus organisatorischen Grinden bis spatestens zum 10. Juni 2025, 24:00 Uhr
(MESZ), der Gesellschaft zugehen:

hGears AG

c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10

80637 Miinchen

per E-Mail: hgears@linkmarketservices.eu

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft kdnnen auch ab
dem 21. Mai 2025 (Uber den passwortgeschiitzten Internetservice unter
https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/ (siehe vorstehend Abschnitt ,2. Passwortge-
schiitzter Internetservice™) gemaB dem daflir vorgesehenen Verfahren bis spatestens zum
10. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), erteilt, geandert oder widerrufen werden.

Nach Ablauf des 10. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), ist die Erteilung von Vollmacht und
Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nur noch mdéglich,
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indem Aktionare das den Stimmunterlagen beigefiigte Formular ausfiillen und spatestens
bis zur Eré6ffnung der Abstimmung in der Hauptversammlung an der Ein- und Ausgangskon-
trolle abgeben.

Die Bevollmachtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter schlieBt
eine personliche Teilnahme an der Hauptversammlung nicht aus. Mdchte ein Aktionar trotz
bereits erfolgter Bevollmachtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-
ter selbst oder durch einen anderen Bevollmachtigten teilnehmen und seine Aktionarsrechte
ausliben, so gilt die persénliche Teilnahme beziehungsweise Teilnahme durch einen Bevoll-
machtigten als Widerruf der Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter.

Wadhrend der Hauptversammlung kénnen vor Ort Vollmacht und Weisungen an die von der
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter unter anderem durch Nutzung des auf der
Stimmkarte dafur vorgesehenen Formulars erteilt werden.

ANGABEN ZU DEN RECHTEN DER AKTIONARE

(a) Erganzungsantriage auf Verlangen einer Minderheit gemaB § 122 Absatz 2
AktG

Aktiondre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5 %) des Grundkapitals oder den
an-teiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen (dies entspricht 500.000 Aktien), kénnen
verlangen, dass Gegenstande auf die Tagesordnung gesetzt oder bekanntgemacht werden.
Jedem neuen Gegenstand muss eine Begriindung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das
Verlangen ist schriftlich (§ 126 Blrgerliches Gesetzbuch) an den Vorstand der hGears AG
zu richten und muss der Gesellschaft spatestens bis zum 11. Mai 2025 bis 24:00 Uhr (MESZ)
zugehen.

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des
Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entschei-
dung des Vorstands Uiber den Antrag halten.

Etwaige Erganzungsverlangen sind an folgende Anschrift zu richten:

hGears AG

- Vorstand -

c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10

80637 Miinchen

Deutschland

Bekanntzumachende Erganzungen der Tagesordnung werden unverziglich nach Zugang
des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Veroéffentli-
chung zu-geleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in
der gesamten Europaischen Union verbreiten. Sie werden auBerdem unter der Internet-
adresse https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/ bekannt gemacht und den Aktiona-
ren mitgeteilt.



26

(b) Gegenantrdage und Wahlvorschldge von Aktiondren gemafB §8§ 126 Abs. 1
und 127 AktG

Aktiondre konnen der Gesellschaft Gegenantrage gegen Vorschldge von Vorstand und Auf-
sichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung (nebst einer etwaigen Begriindung)
sowie Wahlvorschlage zur Wahl von Abschlussprifern und von Aufsichtsraten Gbersenden.
Gegenantrage und Wahlvorschlage sind ausschlieBlich zu richten an:

hGears AG

c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10

80637 Miinchen

Deutschland

E-Mail: antraege@linkmarketservices.eu

Die Gesellschaft wird alle Gegenantrage zu einem Vorschlag des Vorstands und des Auf-
sichtsrats zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemaB § 126 Abs. 1 AktG und Wahl-
vorschlage gemalB § 127 AktG einschlieBlich des Namens des Aktionars, ggf. einer Begriin-
dung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im Internet unter
https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/ zuganglich machen, wenn sie der Gesell-
schaft mindestens 14 Tage vor der Versammlung, also spatestens bis zum 27. Mai 2025,
24:00 Uhr (MESZ), unter der oben genannten Postanschrift oder E-Mail-Adresse zugehen.
Anderweitig adressierte Gegenantrage und Wahlvorschlage von Aktionaren bleiben unbe-
ricksichtigt.

Von der Veréffentlichung eines Gegenantrags bzw. Wahlvorschlags und ggf. seiner Begrin-
dung kann die Gesellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen
absehen. Eine Begriindung eines Gegenantrags braucht nicht zuganglich gemacht zu wer-
den, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen betragt. Der Vorstand braucht Wahlvor-
schlage von Aktionaren auBerdem auch dann nicht zuganglich zu machen, wenn diese nicht
den Namen der vorgeschlagenen Person, den ausgeiubten Beruf und Wohnort enthalten.

Gegenantrage und Wahlvorschldge sind nur dann gestellt, wenn sie wahrend der Hauptver-
sammlung gestellt werden. Das Recht eines jeden Aktionars, wahrend der Hauptversamm-
lung Gegenantrage und Wahlvorschldge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch
ohne vorherige und fristgerechte Ubermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unbe-
rihrt.

(c) Auskunftsrecht der Aktiondre gemafB § 131 Absatz 1 AktG

Jedem Aktionar ist gemaB § 131 Absatz 1 AktG auf ein in der Hauptversammlung gestelltes
Verlangen vom Vorstand Auskunft Gber Angelegenheiten der Gesellschaft, einschlieBlich
rechtlichen und geschéftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unter-
nehmen, sowie die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Un-
ternehmen zu geben, soweit sie zur sachgemaBen Beurteilung des Gegenstands der Tages-
ordnung erforderlich ist.

Die Auslibung des Auskunftsrechts setzt die Teilnahme an der Hauptversammlung voraus.
Insofern sind die in diesem Abschnitt der Einladung unter Ziffer 1 erlauterten Vorausset-
zungen flr die Teilnahme an der Hauptversammlung zu beachten, insbesondere die Anmel-
defrist.

(d) Weitergehende Erlauterungen zu den Aktiondrsrechten

Weitergehende Erlauterungen zu den Rechten der Aktionare nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs.
1, 127, 131 Abs. 1 AktG sind im Internet unter https://ir.hgears.com/de/hauptversamm-
lung/ zuganglich.
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GESAMTZAHL DER AKTIEN UND STIMMRECHTE

Das Grundkapital der Gesellschaft ist im Zeitpunkt der Einberufung eingeteilt in 10.400.000
Stlickaktien mit ebenso vielen Stimmrechten. Es bestehen also 10.400.000 Stimmrechte.

DATENSCHUTZ

Die hGears AG verarbeitet zur Vorbereitung und Durchfiihrung ihrer Hauptversammlung
personenbezogene Daten ihrer Aktionare und etwaiger Aktiondrsvertreter. Der Zweck der
Datenverarbeitung ist, den Aktionaren und Aktionarsvertretern die Teilnahme an der Haupt-
versammlung sowie die Ausiubung ihrer Rechte vor und wéhrend der Hauptversammlung zu
ermaoglichen.

Die hGears AG verarbeitet diese Daten als Verantwortlicher unter Beachtung der Bestim-
mun-gen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sowie aller weiteren maBgebli-
chen Gesetze. Einzelheiten zum Umgang mit den personenbezogenen Daten und zu den
Rechten gemaB der DSGVO sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter

https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/

zuganglich.

Schramberg, im April 2025

Der Vorstand
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Mindestinformationen nach § 125 Abs. 1 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG, Artikel 4 Abs. 1 sowie
Tabelle 3 Blécke A bis C des Anhangs der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/1212

A. Inhalt der Mitteilung

1.Eindeutige Kennung des Ereignisses HGEA062025HV

2. Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammiung

[im Format gemaf Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/1212:
NEWM]

B. Angaben zum Emittenten

1.1SIN DEOOOA3CMGN3

2.Name des Emittenten hGears AG

C. Angaben zur Hauptversammlung

1.Datum der Hauptversammlung 11.06.2025

[im Format gemaf Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/1212:

20250611]

2.Uhrzeit der Hauptversammlung 10:00 Uhr (MESZ)
[im Format gemaf Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/1212:
08:00 UTC]

3. Art der Hauptversammlung Ordentliche Hauptversammiung

[im Format gemaf Durchfihrungsverordnung (EU) 2018/1212:

GMET]
4. Ort der Hauptversammlung hGears AG, Brambach 39, 78713 Schramberg, Deutschland
5. Aufzeichnungsdatum 20.05.2025, 24:00 Uhr (MESZ)
[im Format gemaR Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/1212:
20250520]
6. Uniform Resource Locator (URL) https://ir.hgears.com/de/hauptversammlung/
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	9. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung mit gleichzeitiger Erteilung einer neuen Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (...
	1. Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) vom  5. Mai 2021 und entsprechende Aufhebung des Bedingten Kapitals 2021/I
	Die von der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft am 5. Mai 2021 (Punkt 3 der damaligen Tagesordnung) beschlossene Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und Genussrechten mit oder...
	2. Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschrei-bungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts
	Die nachfolgende Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts w...
	(a) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienanzahl
	(b) Options- bzw. Wandlungsrecht
	(c) Wandlungs- und Optionspflicht
	(d) Gewährung neuer oder bestehender Aktien, Geldzahlung
	(e) Options- bzw. Wandlungspreis
	(f) Verwässerungsschutz
	(g) Bezugsrecht und Bezugsrechtsausschluss
	(i) für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben;
	(ii) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten gegen Barleistung ausgegeben werden und der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten Marktwert der Schuld...
	(iii) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. Options- oder Wandlungspflichten, die von der Gesellschaft oder deren Konzerngesellschaften ausgegeben wurden oder ...
	(iv) soweit sie gegen Sacheinlagen insbesondere – aber ohne Beschränkung hierauf – zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen und sonstigen mit einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang...
	(h) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

	3. Schaffung eines bedingten Kapitals 2025 und Änderung der Satzung
	10. Wahlen zum Aufsichtsrat
	Der Aufsichtsratsvorsitzende der Gesellschaft, Herr Prof. Dr. Volker Stauch, hat sein Amt als Aufsichtsratsvorsitzender und Mitglied des Aufsichtsrats mit Wirkung zum Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung am 11. Juni 2025 niedergelegt. Insoweit sol...
	Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach §§ 95, 96 Abs. 1 Alt. 7, 101 Abs. 1 AktG und Ziffer 8 Abs. 8.1 der Satzung der Gesellschaft aus fünf Mitgliedern zusammen.

	Gem. Ziffer 8 Abs. 8.2 der Satzung erfolgt die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds des Aufsichtsrats, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht abweichend bestimmt, für den Rest der Amtszei...
	Der Aufsichtsrat schlägt vor,
	Herrn Marco Freiherr von Maltzan, Berlin, Mitglied verschiedener Aufsichtsgremien,
	mit Wirkung ab Beendigung der am 11. Juni 2025 stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2029 beschließt, in den Aufsichtsrat zu wählen.
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	Nach Einschätzung des Aufsichtsrats besteht keine persönliche oder geschäftliche Beziehung zwischen Herrn von Maltzan einerseits und der hGears AG oder deren Konzernunternehmen, den Organen der hGears AG oder eine direkt oder indirekt mit mehr als 10 ...
	Herr Marco Freiherr von Maltzan hat für den Fall seiner Wahl in den Aufsichtsrat erklärt, für das Amt des Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu kandidieren.
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	Herr Marco Freiherr von Maltzan
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	(b) Ziffer 13 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:
	Mit Wirksamkeit der Änderung von Ziffer 13 der Satzung findet die Neuregelung der Aufsichtsratsvergütung in Bezug auf Absatz 13.5 der Satzung erstmals Anwendung für das am 1. Januar 2025 begonnene Geschäftsjahr.
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